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Das Künstlersozialversicherungsgesetz (KSVG) vom 27. Juli 1981 (BGBl. I S. 705) regelt seit dem 
1. Januar 1983 die Sozialversicherung der selbständigen Künstler und Publizisten. 

Infolge des am 13. Januar 1975 vorgelegten Berichts über die wirtschaftliche und soziale Lage der 
künstlerischen Berufe (Bundestags-Drucksache 7/3071) beschloss die sozialliberale Bundesregie-
rung zur Verbesserung der beruflichen und sozialen Lage der Künstler, Maßnahmen im Bereich 
des Arbeits- und Sozialversicherungsrechts zu ergreifen, und legte zu diesem Zweck am 13. Sep-
tember 1979 einen entsprechenden Gesetzentwurf (Bundestags-Drucksache 8/3172) vor. Nach-
dem der Bundesrat im Gesetzgebungsverfahren seine Zustimmung verweigerte, unterlag der Ge-
setzentwurf aus der achten Wahlperiode dem Grundsatz der Diskontinuität. 

Ein auf dem früheren Gesetzentwurf basierender neuer Anlauf folgte zu Beginn der neunten 
Wahlperiode. Die Fraktionen der SPD und der FDP brachten am 27. November 1980 den Entwurf 
eines Gesetzes über die Sozialversicherung der selbständigen Künstler und Publizisten (Künstler-
sozialversicherungsgesetz, Bundestags-Drucksache 9/26) in den Deutschen Bundestag ein. 

Für die Fraktion der FDP erklärte der berichterstattende Abgeordnete Dieter-Julius Cronenberg 
unter anderem, dass die Wahlfreiheit bei der Krankenversicherung und Alterssicherung dem so-
zialen Schutz und der persönlichen Freiheit der selbständigen Künstler und Publizisten Rech-
nung trage und die FDP die Individualisierung der Künstlersozialabgabe für die einzelnen Spar-
ten durchgesetzt habe (Bundestags-Protokoll 9/10 , S. 300A).  

Der Bundesrat versagte dem Gesetzentwurf wiederum seine Zustimmung (Bundestags-Drucksa-
che 9/626), worauf es letztlich jedoch nicht ankam. Das von der CDU und der FDP regierte Saar-
land enthielt sich im Bundesrat seiner Stimme (Bundesrat-Plenarprotokoll 501, S. 203A).  

Schließlich wurde das Künstlersozialversicherung in dritter Lesung am 26. Mai 1981 vom Deut-
schen Bundestag beschlossen und ist nach seiner Verkündung am 1. Januar 1983 in Kraft getre-
ten. 
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